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Herzlich willkommen in der Steuerberatungskanzlei Jens Jaschek 

Der Wasserturm ist das Wahrzeichen der Quadratestadt 

Mannheim und nur einer von vielen schönen Gründen nach 

Mannheim zu kommen... 

... eigentlich weiß man es ja genau: Der Steuertermin oder der 

Abgabetermin für die Steuererklärung rückt immer näher, und 

dennoch schieben wir diese Aufgabe immer wieder vor uns 

her... - das ist allzu menschlich! Und dann dieser 

unübersichtliche Paragraphendschungel, dieser Formularwust: 

Ja, selbst dann, wenn wir eine Erstattung erwarten, fällt es 

manchem schwer, die Kurve zu kriegen!  

Und die Steuererklärung auf einem Bierdeckel - die wird wohl 

auch noch eine ganze Zeit eine Vision bleiben... Können 

Steuern Freude machen? Egal  ob als Privatperson, 

Freiberufler, Kleinunternehmer oder Verein: Das vielfach 

ungeliebte Thema "Steuern" verliert seinen Schrecken, wenn 

wir das einfach gemeinsam angehen! Vertrauen Sie doch uns 

Ihre Steuerangelegenheiten an!  

Viele zufriedene Mandanten meiner Kanzlei sagen überzeugt: 

"Bei meinem Steuerberater Jens Jaschek fühle ich mich 

richtig gut aufgehoben!" 
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Ihre Steuerangelegenheiten in guten Händen... 

Die Mandanten I Information 

 

Dipl.-Kaufmann   Steuerberater 

Jens Jaschek 

     Liebes Finanzamt, 

hier  ist  nun  meine 

 Steuererklärung: 

   Einnahmen:   38.562 

    Ausgaben:       5.845 

       Gewinn:     32.717 
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Ausgabe Nr. 5/2021 (September/Oktober) 
 

   

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,  

 

vielleicht erinnern Sie sich noch, vielleicht mussten Sie es sogar in der Schulzeit auswendig lernen, und haben sich 
gefragt “Wofür soll das denn gut sein?“ - ich meine “Herbsttag“ aus “Das Buch der Bilder“ von Rainer Maria Rilke: 

Herbsttag 

Herr: es ist Zeit. Der Sommer war sehr groß.  
Leg deinen Schatten auf die Sonnenuhren,  

und auf den Fluren laß die Winde los.  
 

Befiehl den letzten Früchten voll zu sein;  
gieb ihnen noch zwei südlichere Tage,  
dränge sie zur Vollendung hin und jage  
die letzte Süße in den schweren Wein.  

 
Wer jetzt kein Haus hat, baut sich keines mehr.  

Wer jetzt allein ist, wird es lange bleiben,  
wird wachen, lesen, lange Briefe schreiben  

und wird in den Alleen hin und her  
unruhig wandern, wenn die Blätter treiben. 

Aus: Das Buch der Bilder 

Nun - Es ist kaum zu leugnen: Es ist schon wieder Herbst! Das Jahr ist fast um, und in 3 Monaten kommen 
schon wieder Weihnachten und der Jahreswechsel! Nach einem merkwürdigen Sommer, mit Regenfällen, wie 
wir sie vorher noch nie in dieser Menge gesehen haben, und die diesmal richtiggehende Katastrophen 
ausgelöst haben (gedenken wir nur der vielen Opfer, die entweder “nur“ viele oder sämtliche Sachwerte oder 
gar liebe Familienmitglieder, Verwandte oder Bekannte verloren haben), und der uns dann - ähnlich wie in 
Rilkes Text - dann doch noch sogar mehr als nur zwei “südlichere Tage“ geschenkt hat… Weiter heißt es: 
“Wer jetzt kein Haus hat, baut sich keines mehr. Wer jetzt allein ist, wird es lange bleiben.“ Eine eher 
depressive Stimmung scheint den Autor zu diesen Zeilen inspiriert haben. Und tatsächlich: So mancher erlebt, 
wie in den dunkleren Jahreszeiten die Energie eher gebremst ist. Was fehlt ist die Freude über die 
lebensspendende, wohltuende Sonne. Und Manche(r) leidet sogar unter einer Herbstdepression… 

Ich denke, es ist im Leben von jedem Menschen irgendwann an der Zeit, sich von äußerlichen Bedingungen 
weitgehend unabhängig zu machen. Dazu können sowohl das Wetter, widrige Marktbedingungen, 
missgünstige Konkurrenten oder die lieblosen Bemerkungen anderer Menschen gehören. Ganz egal um 
welche Einschränkungen es sich handelt, egal ob Unternehmer oder “ganz normaler Steuerpflichtiger“ also 
Arbeiter oder Angestellter: Ich denke, irgendwann sollte man das Steuer selbst in die Hand zu nehmen. Sollten 
Sie sich Impulse wünschen, wie dies noch einfacher gelingen kann, finden Sie in meiner Rubrik https://stb-
jaschek.de/blogerfolgswissen/ aktuell neue Hinweise auf Videos und Seminare - allesamt persönlich von 
mir getestet! Und dann können Sie vielleicht durchaus auch jetzt noch an Ihrem “Lebenshaus“ bauen, und 
müssen keinesfalls “allein bleiben“ - sei es, dass Sie noch nach Kunden suchen oder einem Lebenspartner… 

Nachfolgend haben wir auch in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht für Sie zusammengestellt (Rechtsstand: 30.07.2021). Wie bei den letzten Ausgaben mit 
Direkt-Links zu den entsprechenden Rechtsquellen! Und wie immer gilt der Erfahrungsgrundsatz: Rechtzeitige 
Beratung im Vorfeld spart unnötiges Steuergeld und unnötige (schlechte) Erfahrungen. 

Ich wünsche Ihnen einen schönen Tag und eine erfolgreiche Woche sowie ein erfolgreiches Jahr 2021 und bleiben 
Sie gesund,             

Ihr 

Jens Jaschek 

PS: Sowohl im Newsletter als auch auf der Internetseite habe ich ganz bewusst die gewohnte männliche 
Sprachform gewählt ("generisches Maskulinum“). Dies mache ich um eine flüssige Lesbarkeit zu erhalten und 
beinhaltet keinerlei Benachteiligung des weiblichen Geschlechts oder anderer Formen.  

https://stb-jaschek.de/blogerfolgswissen/
https://stb-jaschek.de/blogerfolgswissen/
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STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

 

Steuerschuld des Leistungsempfängers 

 

Das umsatzsteuerliche Reverse-Charge-Verfahren, nach dem der unternehmerisch tätige Leistungsempfänger die 

Umsatzsteuer trägt, gilt auch dann, wenn es neben dem unternehmerisch tätigen Leistungsempfänger noch einen 

weiteren Leistungsempfänger gibt, der aber nicht Unternehmer ist, und wenn der unternehmerische Leistungsempfänger 

das volle Entgelt als Gesamtschuldner schuldet. 

Hintergrund: In bestimmten Fällen schuldet der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer, z. B. bei der Leistung eines im 

Ausland ansässigen Unternehmers an einen deutschen Unternehmer oder an eine deutsche juristische Person. Der 

deutsche Unternehmer muss dann als Leistungsempfänger die Umsatzsteuer an das Finanzamt abführen. 

Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer und Alleineigentümer eines unbebauten Grundstücks. Seine Ehefrau und er 

beauftragten einen österreichischen Bauunternehmer mit der Errichtung eines Einfamilienhauses auf dem Grundstück. 

Das Finanzamt war der Auffassung, dass der Kläger die gesamte Umsatzsteuer für die Baukosten im Wege des sog. 

Reverse-Charge-Verfahrens schulde. Hiergegen wandte sich der Kläger. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof wies die Klage ab: 

 Der Kläger war Unternehmer und Leistungsempfänger eines in Österreich ansässigen Unternehmers. Damit 

greift grundsätzlich das sog. Reverse-Charge-Verfahren, das dem Leistungsempfänger die Umsatzsteuerschuld 

auferlegt. 

 

 Die Leistung des österreichischen Unternehmers war nicht umsatzsteuerfrei. Zwar ist die Lieferung eines 

Grundstücks umsatzsteuerfrei; der österreichische Unternehmer war aber nicht Veräußerer des Grundstücks, 

sondern das Grundstück gehörte von Anfang an dem Kläger. 
 

 Unbeachtlich ist, dass auch die Ehefrau des Klägers ebenfalls Leistungsempfängerin war. Denn der Kläger war 

gleichwohl Gesamtschuldner des vereinbarten Baupreises und konnte daher vom österreichischen Bauunter-

unternehmer in voller Höhe für die Baukosten in Anspruch genommen werden. Außerdem war seine Ehefrau 

keine Unternehmerin und kam daher als Steuerschuldnerin nach dem Reverse-Charge-Verfahren nicht in Betracht. 

 

Hinweise: Der BFH prüfte noch, ob nicht möglicherweise eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts, bestehend aus den 

beiden Eheleuten, Leistungsempfängerin war. Aus Sicht des BFH schied dies aus, weil es an einem gemeinsamen Zweck 

fehlte. Anderenfalls hätte nur die Gesellschaft bürgerlichen Rechts die Umsatzsteuer geschuldet, falls sie Unternehmerin 

gewesen wäre. 

 
(Rechts-)quelle(n): "Steuerschuld des Leistungsempfängers“: 
 

 BFH, Urteil vom 10.12.2020 - V R 7/20: 
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/856585/   

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/856585/


Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Investitionsfristen werden verlängert 

 

Der Gesetzgeber hat die Reinvestitionsfrist für die Rücklage, mit der bestimmte Veräußerungsgewinne neutralisiert 
werden können, um ein Jahr verlängert, wenn die Rücklage an sich zum 31.12.2021 aufzulösen wäre. Darüber hinaus 
wurde die Investitionsfrist für Investitionsabzugsbeträge, die zum 31.12.2017 und 31.12.2018 gebildet worden sind, bis 
zum 31.12.2022 verlängert. 

 

Hintergrund: Unternehmer können Gewinne aus der Veräußerung bestimmter Wirtschaftsgüter, wie z. B. Immobilien, 
durch eine Rücklage neutralisieren. Sie müssen dann innerhalb einer bestimmten Frist, die in der Regel vier Jahre beträgt, 
eine entsprechende Reinvestition tätigen; bei dem Reinvestitionswirtschaftsgut mindert sich dann die 
Bemessungsgrundlage für die Abschreibungen. Der Gesetzgeber hat infolge der Corona-Krise die Reinvestitionsfrist für 
Rücklagen, die zum 31.12.2020 hätten aufgelöst werden müssen, bereits um ein Jahr verlängert (s. hierzu den zweiten 
Beitrag unserer Mandanten-Information März/April 2021). Darüber hinaus kann der Unternehmer unter bestimmten 
Voraussetzungen für künftige Investitionen einen Investitionsabzugsbetrag steuermindernd bilden. Er hat dann 
normalerweise drei Jahre Zeit, die Investition durchzuführen. Führt er die Investition nicht durch, ist der 
Investitionsabzugsbetrag rückgängig zu machen und die Steuerfestsetzung des Jahres der Bildung zu ändern.  

Der Gesetzgeber hat bereits aufgrund der Corona-Krise den Investitionszeitraum auf vier Jahre verlängert, wenn der  

Investitionsabzugsbetrag im Veranlagungszeitraum 2017 gebildet wurde; die Investition kann dann also bereits nach der 
bisherigen Regelung bis zum 31.12.2021 getätigt werden. 

 

Neue gesetzliche Regelungen: Sowohl die Frist für die Reinvestition als auch die Frist für den Investitionsabzugsbetrag 
werden um jeweils ein Jahr verlängert, wenn die jeweilige Frist an sich am 31.12.2021 enden würde: 

 

 Die Frist für die Reinvestition nach Bildung einer Rücklage für einen Veräußerungsgewinn verlängert sich um ein 
Jahr, wenn die Rücklage am 31.12.2021 aufzulösen wäre. 

 

Hinweis: Dies erfasst auch Rücklagen, die ursprünglich zum 31.12.2020 hätten aufgelöst werden müssen, für die aber 
bereits im letzten Jahr die Reinvestitionsfrist um ein Jahr zum 31.12.2021 verlängert worden ist. Hier verlängert sich nun 
die Reinvestitionsfrist um ein weiteres Jahr. 

 

 Die dreijährige Investitionsfrist für den Investitionsabzugsbetrag wird ebenfalls verlängert, und zwar für 
Investitionsabzugsbeträge, die zum 31.12.2017 gebildet worden sind, auf den 31.12.2022 und für 
Investitionsabzugsbeträge, die zum 31.12.2018 gebildet worden sind, ebenfalls auf den 31.12.2022. 

 

Hinweise: Die Fristverlängerungen sind Folge der Corona-Krise, weil es vielen Unternehmen derzeit schwerfällt, 
Investitionen zu tätigen. Die Fristverlängerungen gelten auch für Unternehmer, die ein abweichendes Wirtschaftsjahr haben: 

 

 Die Frist für die Reinvestition bei einer Rücklage für Gewinne aus der Veräußerung bestimmter Wirtschaftsgüter 
verlängert sich um ein Jahr, wenn die Rücklage am Schluss des nach dem 31.12.2020 und vor dem 1.1.2022 
endenden Wirtschaftsjahres oder am Schluss des nach dem 29.2.2020 und vor dem 1.1.2021 endenden 
Wirtschaftsjahres aufzulösen wäre. 
 

 Die Investitionsfrist für den Investitionsabzugsbetrag verlängert sich um ein Jahr, wenn der 
Investitionsabzugsbetrag in einem Wirtschaftsjahr gebildet worden ist, das nach dem 31.12.2017 und vor dem 
1.1.2019 endet oder das nach dem 31.12.2016 und vor dem 1.1.2018 endet. 

 

 

(Rechts-)quelle(n): "Investitionsfristen werden verlängert“: 
 

 Einzelnorm § 6b EStG i. d. F. d. KöMoG: 
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_6b/ 

 Einzelnorm § 7g EStG i. d. F. d. KöMoG: 
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_7g/  

 BGBl I S. 2050: 
https://tinyurl.com/hpnvk8b3     

 
(Sogenannte “Tiny-Urls“ sind elektronisch abgekürzte Links, deren Originalpfad zu lang für eine Wiedergabe wären.)     

 

 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_6b/
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_7g/
https://tinyurl.com/hpnvk8b3
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Option zur Körperschaftsteuer 

 

Der Gesetzgeber hat das sog. Körperschaftsteuermodernisierungsgesetz verabschiedet. Nach diesem Gesetz können  

Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften künftig zur Körperschaftsteuer optieren und vom 
niedrigeren Körperschaftsteuersatz von derzeit 15 % profitieren. Das Gesetz enthält allerdings eine Vielzahl von 
Fallstricken, die in der Praxis beachtet werden sollten. 

 

Hintergrund: Bislang unterscheidet sich die Besteuerung von Personen- und Kapitalgesellschaften. Kapitalgesellschaften 
zahlen 15 % Körperschaftsteuer und unterliegen zudem der Gewerbesteuer, deren Höhe vom Hebesatz der Gemeinde 
abhängt. Hingegen werden Personengesellschaften „transparent“ besteuert: Sie zahlen also keine Einkommensteuer, 
sondern der einzelne Gesellschafter muss seinen Gewinnanteil in seiner Einkommensteuererklärung angeben und mit 
seinem individuellen Steuersatz versteuern. Bei der Gewerbesteuer wird die Personengesellschaft hingegen selbst 
besteuert, aber nur dann, wenn sie gewerblich tätig ist. 

 

Wesentlicher Inhalt des Gesetzes: Nach dem Gesetz können Personenhandelsgesellschaften und 
Partnerschaftsgesellschaften ab dem Veranlagungszeitraum 2022 zur Körperschaftsteuer optieren. Die wichtigsten 
Punkte der Option sind: 

 

 Der Antrag auf Option muss bis zum 30.11. des Vorjahres gestellt werden, also z. B. bis zum 30.11.2021 für den 
Veranlagungszeitraum 2022.  
 

 Die Option kann aber auch erstmalig für den Veranlagungszeitraum 2023 oder für ein späteres Jahr ausgeübt 
werden. 
 

 Die Option steht nur Personenhandelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften offen, nicht aber 
sonstigen Personengesellschaften wie z. B. einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts. 
 

 Dem Antrag auf Option müssen grundsätzlich alle Gesellschafter zustimmen. Genügt nach dem 
Gesellschaftsvertrag eine Mehrheitsentscheidung, müssen dem Antrag mindestens 75 % der Gesellschafter 
zustimmen. Der Antrag ist unwiderruflich und muss notariell beurkundet werden.  
 

Der Antrag auf Option fingiert eine formwechselnde Umwandlung der Personenhandelsgesellschaft bzw. 
Partnerschaftsgesellschaft in eine Kapitalgesellschaft: 

 

 Grundsätzlich führt dies zur Aufdeckung der stillen Reserven, d. h. der Differenz zwischen dem Verkehrswert und 
dem Buchwert. 
 

 Allerdings kann unter bestimmten Voraussetzungen beantragt werden, dass statt des gemeinen Werts der 
Buchwert oder ein Zwischenwert angesetzt wird. 
 

 Zu diesen Voraussetzungen gehört u. a., dass vorhandenes Sonderbetriebsvermögen, das z. B. bei der 
Vermietung einer Immobilie an die Gesellschaft besteht, auf die Gesellschaft übertragen oder vorher entnommen 
oder veräußert werden muss. 

 

Zivilrechtlich bleibt die Personenhandelsgesellschaft bzw. Partnerschaftsgesellschaft bestehen. Arbeits- oder Mietverträge 
müssen also nicht geändert werden. 

 

Aufgrund der Option unterliegt die Personenhandelsgesellschaft bzw. Partnerschaftsgesellschaft nun einem 
Körperschaftsteuersatz von 15 % und der Gewerbesteuer, und zwar auch dann, wenn die Gesellschaft eine freiberufliche 
Tätigkeit ausübt. 

 

 Vorhandene Verlustvorträge gehen infolge der Option unter, können also künftig nicht mehr genutzt werden. 
 

 Die optierende Gesellschaft muss zwingend bilanzieren. Eine Einnahmen-Überschussrechnung ist nicht mehr 
möglich. Die Gesellschafter werden infolge der Option wie GmbH-Gesellschafter bzw. Aktionäre besteuert. Ihre 
Gewinnanteile werden wie Dividenden der Abgeltungsteuer von 25 % unterworfen. Tätigkeitsvergütungen 
werden als Arbeitslohn behandelt, für den die Gesellschaft Lohnsteuer einbehalten und abführen muss. 
Vermietet der Gesellschafter ein Wirtschaftsgut an die Gesellschaft, erzielt er grundsätzlich 
Vermietungseinkünfte, sofern es sich nicht um eine Betriebsaufspaltung handelt. 

 

(Lesen Sie diesen Beitrag bitte weiter auf der Folgeseite!) 
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Die Gesellschaft kann zur regulären Besteuerung zurückoptieren. Dies wird dann wie eine formwechselnde Umwandlung 
einer Kapitalgesellschaft in eine Personenhandelsgesellschaft bzw. Partnerschaftsgesellschaft behandelt. 

 

 Die steuerlichen Folgen können erheblich sein. Auch hier kann es zu einer Aufdeckung der stillen Reserven 
kommen. Außerdem werden die bislang nicht ausgeschütteten Gewinne nun fiktiv ausgeschüttet und müssen 
nach dem sog. Teileinkünfteverfahren zu 60 % versteuert werden. 
 

 Die Rückoption kann auch unfreiwillig eintreten, wenn z. B. der vorletzte Gesellschafter aus der Gesellschaft 
ausscheidet. Dann liegt nämlich keine Gesellschaft mehr vor, so dass die Option zur Körperschaftsteuer 
zwangsweise endet. 

 

Bei der Grunderwerbsteuer wird die optierende Gesellschaft nicht mehr als Personengesellschaft behandelt, sondern als 
Kapitalgesellschaft. Steuerbefreiungen, die für Personengesellschaften gelten, sind daher aufgrund der Option nicht 
mehr anwendbar. Dies erschwert Immobilienübertragungen zwischen der Gesellschaft und ihren Gesellschaftern. 

 

Hinweis: Die Option sollte nicht unbedacht ausgeübt werden, weil es viele Fallstricke zu beachten gibt. Für 
Gesellschaften mit hohen Gewinnen kann die Option aber vorteilhaft sein. Alternativ kann eine echte formwechselnde 
Umwandlung in eine Kapitalgesellschaft geprüft werden, die allerdings höhere Umwandlungskosten verursacht, oder es 
kann die sog. Thesaurierungsbesteuerung für Personengesellschaften in Betracht gezogen werden, bei der nicht 
ausgeschüttete Gewinnanteile zunächst einem Steuersatz von nur 28,25 % unterliegen. 

 

 

(Rechts-)quelle(n): "Option zur Körperschaftsteuer/neues Optionsmodell des KöMoG“: 

 

 § 1a Abs. 1 KStG in der Fassung des KöMoG, BGBl I S. 2050: 
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78870_1a/          

 

 Materialien zum Thema (Checkliste, Berechnungsschema): 
https://datenbank.nwb.de/Dokument/858080/  

 

 

 

Alle Steuerzahler 

 

Verlängerung der Steuererklärungsfrist 

 

Die Frist zur Abgabe der Steuererklärung für das Jahr 2020 ist um drei Monate verlängert worden. Das 
entsprechende Gesetz ist kürzlich im Bundesgesetzblatt verkündet worden. Damit wird die Steuererklärungsfrist u. a. für 
steuerlich beratene Steuerpflichtige auf Ende Mai 2022 verlängert. Darüber hinaus wurde das restliche Fristensystem 
angepasst, so etwa beim Zinslauf, den Verspätungszuschlägen, der Frist für die Vorabanforderungen oder den 
Zeiträumen für die Einkommensteuervorauszahlungen. Hintergrund der Verlängerung ist die Mehrbelastung der 
Steuerberater durch die Corona-Pandemie. 

 
 
(Rechts-)quelle(n): “Verlängerung der Steuererklärungsfrist für den VZ 2020“: 
 

 § 149 AO: https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/96822_149/ 
 

 § 233a AO: https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/96822_233a/ 
 

 BGBl I S. 2035: https://tinyurl.com/3v3kcm45  

 

(Sogenannte “Tiny-Urls“ sind elektronisch abgekürzte Links, deren Originalpfad zu lang für eine Wiedergabe wären.) 

 

 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78870_1a/
https://datenbank.nwb.de/Dokument/858080/
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/96822_149/
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/96822_233a/
https://tinyurl.com/3v3kcm45
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Liebhaberei bei PV-Anlagen 

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur Gewinnerzielungsabsicht beim Betrieb kleiner Photovoltaikanlagen und 
kleiner Blockheizkraftwerke auf selbst genutzten Grundstücken geäußert. Danach kann der Steuerpflichtige einen Antrag 
stellen, mit dem unterstellt wird, dass die jeweilige Anlage von Anfang an ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben wurde. 

 

Hintergrund: Die steuerliche Anerkennung von Verlusten und auch Gewinnen setzt eine sog. Gewinnerzielungsabsicht bzw. 
Einkünfteerzielungsabsicht voraus. Es muss feststehen, dass der Steuerpflichtige über die Dauer des Unternehmens einen 
sog. Totalgewinn erzielen wird. Anderenfalls handelt es sich um eine sog. Liebhaberei. 

 

Wesentliche Aussagen des BMF: 

 

 Das aktuelle BMF-Schreiben gilt für Photovoltaikanlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 10 kW sowie für 
Blockheizkraftwerke mit einer installierten Leistung von bis zu 2,5 kW, die jeweils auf selbst genutzten oder 
unentgeltlich überlassenen Ein- oder Zweifamilienhausgrundstücken installiert sind und nach dem 31.12.2003 in 
Betrieb genommen worden sind. 

 

Hinweis: An der Selbstnutzung ändert sich nichts, wenn zum Haus ein häusliches Arbeitszimmer oder ein gelegentlich 
vermietetes Gästezimmer gehört, wenn die Einnahmen hieraus 520 € im Jahr nicht überschreiten. 

 

 Wenn der Steuerpflichtige einen entsprechenden Antrag stellt, kann das Finanzamt ohne nähere Prüfung 
unterstellen, dass die Anlage ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird. Es handelt sich dann also um eine sog. 
Liebhaberei, so dass die Gewinne nicht versteuert werden. Eine Anlage “EÜR“ ist nicht mehr abzugeben. 

 

Hinweis: Dies gilt aber für alle verfahrensrechtlich noch offenen Veranlagungszeiträume und auch für die Folge-jahre. Es 
werden dann also auch künftig keine Verluste mehr berücksichtigt. 

 

 Die Stellung des Antrags ist freiwillig. Der Steuerpflichtige kann auch seine Gewinnerzielungsabsicht 
nachweisen. Ohne Antrag oder Nachweis der Gewinnerzielungsabsicht ist die Gewinnerzielungsabsicht von 
Amts wegen zu prüfen. Die Entscheidung, ob eine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, gilt dann für alle 
verfahrensrechtlich noch offenen Veranlagungszeiträume. 

 

Hinweis: Erzielt der Steuerpflichtige Verluste aus dem Betrieb der Anlage, ist der Antrag nicht sinnvoll. Anders ist dies, wenn 
künftig nur noch Gewinne erwartet werden und die bisherigen Verluste bereits bestandskräftig anerkannt worden sind oder 
bislang keine Verluste entstanden sind. Die Finanzgerichte tendieren bislang zur Anerkennung einer 
Gewinnerzielungsabsicht, so dass Verluste steuerlich anerkannt werden. Das Schreiben betrifft die Regelungen zur 
Einkommensteuer. Unberührt hiervon bleiben umsatzsteuerrechtliche Regelungen, sofern der Strom in das Stromnetz 
eingespeist oder anderweitig verkauft wird. 

 

 

(Rechts-)quelle(n): "Liebhaberei bei PV-Anlagen“: 

 

 BMF-Schreiben vom 2.6.2021 (IV C 6 – S 2240/19/10006 :006):  
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/857807/    
 

 Blog-Beitrag: Echte Vereinfachung oder Irreführung: 
https://tinyurl.com/ymzp2vt5  

 
 
(Sogenannte “Tiny-Urls“ sind elektronisch abgekürzte Links, deren Originalpfad zu lang für eine Wiedergabe wären.) 
 

 

 

 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/857807/
https://tinyurl.com/ymzp2vt5


Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Verlustverrechnung bei Aktienverkäufen 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) angerufen, weil er die Beschränkung der 
Verlustverrechnung für Verluste aus Aktienverkäufen für verfassungswidrig hält. Im Gegensatz zu anderen Verlusten aus 
Kapitalvermögen können Verluste aus Aktienverkäufen nämlich nur mit Gewinnen aus Aktienverkäufen verrechnet werden. 
Der BFH sieht hierin eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung, für die es keinen hinreichenden sachlichen Grund gibt. 

 

Hintergrund: Verluste aus der Veräußerung von Aktien dürfen nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien 
verrechnet werden, nicht aber mit anderen positiven Kapitaleinkünften oder anderen Einkünften. Andere Verluste aus 
Kapitalvermögen wie z. B. Darlehensverluste können dagegen mit anderen positiven Einkünften aus Kapitalvermögen 
verrechnet werden, ebenfalls aber nicht mit anderen Einkünften, z. B. aus Gewerbebetrieb; denn Kapitaleinkünfte 
unterliegen i. d. R. einem speziellen Steuersatz, nämlich der Abgeltungsteuer von 25 %. 

 

Sachverhalt: Die Kläger sind Eheleute. Der Ehemann erzielte im Jahr 2012 Verluste aus Aktienverkäufen in Höhe von 
4.819 € und positive Kapitalerträge i. H. von 2.092 €. Die Ehefrau erzielte positive Kapitalerträge i. H. von 1.289 €, erlitt 
aber keine Verluste aus Aktienverkäufen. Die Kläger beantragten die Verrechnung der Verluste aus den Aktienverkäufen 
mit den positiven Kapitalerträgen. Dies lehnte das Finanzamt ab. 

 

Entscheidung: Der BFH hat nun einen Vorlagebeschluss an das BVerfG gerichtet: Nach der derzeitigen Gesetzeslage 
können die Aktienverluste nicht mit den positiven Kapitalerträgen des Ehemannes verrechnet werden, weil eine 
Verrechnung nur mit Aktiengewinnen möglich ist; der Ehemann hat aber keine Aktiengewinne erzielt. Das Gesetz, das 
eine Verrechnung von Aktienverlusten nur mit Aktiengewinnen zulässt, verstößt gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz 
des Grundgesetzes und ist daher verfassungswidrig. Denn Verluste aus Aktienverkäufen werden schlechter behandelt 
als andere Verluste aus Kapitalvermögen. Hierfür gibt es keinen hinreichenden sachlichen Grund: 

 

 Soweit der Gesetzgeber befürchtet, dass bei einem Börsencrash die steuerlich geltend gemachten 
Aktienverluste den Finanzhaushalt beeinträchtigen könnten, ist dies ein rein fiskalischer Grund, der es nicht 
rechtfertigt, den Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zu durchbrechen. 
Außerdem ist es nicht realitätsgerecht anzunehmen, dass bei einem Börsencrash genügend andere 
Kapitalerträge entstehen könnten, mit denen eine Verrechnung möglich sein könnte. 
 

 Zudem ist es nicht realitätsgerecht, dass der Gesetzgeber die Beschränkung der Verlustverrechnung nicht bei 
indirekten Aktienanlagen wie Aktienfondsanteilen, Aktienzertifikaten oder -optionen anordnet. 
 

 Weiterhin ist es verfassungsrechtlich nicht zu akzeptieren, dass die Beschränkung der Verlustverrechnung von 
Aktienverlusten auch dann gilt, wenn es keinen Börsencrash gibt. 

 

◼ Die Beschränkung der Verlustverrechnung kann nicht mit der Notwendigkeit zur Verhinderung missbräuchlicher 
Steuergestaltungen gerechtfertigt werden. Insbesondere steht es dem Steuerpflichtigen frei, Verluste aus Aktien dann zu 
realisieren, wenn er den Verlust steuerlich optimal nutzen kann, weil er andere positive Einkünfte aus Kapitalvermögen hat. 

◼ Die Beschränkung der Verlustverrechnung kann auch nicht damit gerechtfertigt werden, dass Spekulationsgeschäfte 
verhindert werden sollen. Denn erfasst werden auch Verluste aus langfristig gehaltenen Aktien und damit nicht-
spekulative Aktienanlagen. 

 

Hinweis: Die Entscheidung liegt nun beim BVerfG, das als einziges Gericht Gesetze für verfassungswidrig erklären darf. 
Der Ausgang des Verfahrens hat erhebliche Bedeutung für Kapitalanleger, weil sie im Fall der Verfassungs-widrigkeit 
ihre Verluste aus Aktiengeschäften mit Dividenden oder Zinsen verrechnen könnten. 

 

 

(Rechts-)quelle(n): "Verlustverrechnung bei Aktienverkäufen“: 

 

 BFH, Vorlagebeschluss vom 17.11.2020, VIII R 11/18:  
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/857843/    
 

Information über aktuelle Änderungen 

Die aktuelle Lage führt zu nahezu ständig aktuellen Entscheidungen (Bsp.: Derzeit sind ständig Aktualisierungen in 

Arbeit). Für eine seriöse Information über aktuelle Entwicklungen nutzen Sie bitte nachfolgenden Link: 

 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/823170/ 

 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/857843/
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/823170/


Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
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